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PROTEST GEGEN
RE LI GI ONSVERHOHNUNG

Die Herabwürdigung von Inhalten des christlichen Glaubens und

das Veràchtlichrnachen von kirchlichen Symbolen und Amtstrgern

unter dern Vorwand kUnstlerischer Freiheit oder irn Interesse

kornrnerziellen Nutzens werden immer haufiger. Die Bischöfe ver

wahren sich entschieden gegen diese Zeichen eines Kulturver

falls und fordern auch die G1.ubigen auf, sich mit fairen de

mokratischen Mittein dafür einzusetzen, daB der hierzulande

geübte Respekt gegenuber anderen Religionen auch dern Christen-

turn nicht versagt wird.

Em besonders abstol3endes Beispiel der Verhohnung Jesu Christi

selbst ist eine Karikatur des Turiner Grabtuches in den Ober

österreichischen Nachrichten vorn 12. Màrz 1994.
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SPARMABNAHMEN

Mit grol3er Sorge betrachten die Bischöfe auf alien Ebenen des

kirchiichen Lebens die Entwicklung der finanziellen Resourcen:

allenthalben haben die Ausgaben den Trend starker zu steigen

als die Einnahmen. Alle Verantwortlichen in der Kirche sind

daher zur umfassenden Sparsamkeit im Einsatz der Mittel und

zur Vereinfachung der bestehenden Strukturen aufgerufen.
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EUROPA

Mit der Abstimmung über einen Beitritt unseres Landes zur Eu

ropischen Union ist dem österreichischeri yolk eine Entschei

dung von besonderer Tragweite aufgegeben.

Wir halten es für eine demokratische Selbstverstndlichkeit,

dai3 alle Burgerinnenund Burger, denen das Wohi Osterreichs am

Herzen liegt, sich an einer soichen Volksabstimmung beteiligen

und sich vorher sorgsam über die Grunde für oder gegen einen

Beitritt informieren.

Es steht uns BischOfen nicht zu, den Katholiken em Ja oder

Neiri zur EU zu empfehlen. Wir verweisen aber darauf, daB

nach den zwei mOrderischen Weltkriegen Staatsmänner aus

christlicher Verantwortung das Konzept einer europäischen

Integration entworfen und gefordert haben, weil ihnen em

dauerhafter Friede in Europa nur durch wachsende wirtschaftli

che, kulturelle und politische Integration als moglich er—

schien. Diese Sicht ist in der heutigen Situation Europas un—

vermindert aktuell.

Bei aller gebotenen sorgsamen Abwgung des Für und Wider zur

weiteren Integration wird em bewuBter Christ den Auftrag und

die Chance ernstnehmen, auf dem Bauplatz Europa mit den MaB

stben des Evangeliums mittatig zu sein.
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HAUPWOHNSITZGESETZ - V

KIRCHENFINANZ EN

Die Kirche in Osterreich leistet eine Vielzahl von Diensten,

die in der ffentlichkeit wirksam werden. Das wird von Vielen

anerkannt und auch gerne in Anspruch genommen. Freilich

bràucht dieser Auftrag der Kirche auch eine geordnete finan—

zielle Grundlage. Etliche zehntausend Menschen haben im kirch

lichen Dienst Arbeit und Lebensunterhalt gefuriden.

Zum allergrol3ten Teil mu die Katholische Kirche ihre Auslagen

aus dem Kirchenbeitragsaufkommen bestreiten. Bisher konnten

die für die Einhebung notigen Daten aus den Haushaltslisten

entnomrnen werden, die nun - aus verstnd1ichen GrUnden - nicht

rnehr aufgelegt werden. Das bedeutet, daB die Kirche seit mehr

als sieben Jahren ohne aktuelle Daten ist. Seither gibt es

Verhandlungen mit den zuständigen BehOrden, urn sicherzustel

len, daB die Republik ihrer diesbezQglichen Verpflichtung auch

kunftig nachkommen wird. Bis heute konnte keine zufriedenstel

lende Regelung erreicht werden. Dabei wurde stets das Einver

nehmen mit der evangelischen Kirche AB und HB hergesteilt, die

ebenso betroffen ist.

In den letzten Jahren hat die katholische Kirche in Osterreich

in Form der Katholikendatei eine zeitgernai3e Form der Datener

fassung eingerichtet. Dieses rein innerkirchliche System

muSS aber laufend ergnzt werden. Die Eintragung des Religions

bekenntnisses auf dem Meldezettel, wie sie bereits früher er

folgte und auch heute etwa in der BRD selbstverständlich ist,

könnte des gewährleisten. Leider ist das Hauptwohnsitzgesetz,

das diese Bestimmung enthält, noch immer nicht vorn Parlarnent

verabschiedet worden.



Die Kirche leistet - von Vielen anerkannt - Wesentliches für

das religiose, kulturelle und gesellschaftliches Leben in

Osterreich, nicht zuletzt Unentbehrliches im Sozialbereich.

Dem entspricht ihre of fentlich-rechtliche Stellung. So mu6 sie

von Gesetzgebung und Voliziehung auch jene Hilfe erhalten, die

der Staat auch anderen für die ffent1ichkeit bedeutsamen In

stitutionen gewhrt. Wir fordern daher eine baldige Verab

schiedung der oben erwähnten gesetzlichen Regelung.

Wir erwarten damit em deutliches Bekenntnis zur öffentlich

rechtlichen Stellung der gesetzlich anerkannten irchen und

Religionsgesellschaften und die notige Hilfe, damit die Kirche

ihren Auftrag auch kUnftig erfUllen kann.
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STUDIENTAG MIT DER CARITAS

Der Studientag der OBK führte die Bischöfe diesmal mit Reprä

sentanten der Caritas zusammen: Msgr. SchUller, Generalsekre

tar Schinko sowie die Caritasdirektoren der Diözesen St.Poi

ten, Linz und Salzburg. Es wurde eine umfassende Darstellung

der verschiedenen Formen menschlicher Not geboten, deren sich

die Caritas in Heimat und Welt annehmen muI3. Die Bischöfe

sprachen der Caritas, die einen wesentlichen Auftrag der Kir

che tràgt und auf Grund ihres Ansehens so etwas wie em Mar

kenzeichen der Kirche ist, ihren groi3en Dank aus. Der Dank

gait auch den vielen unermudiichen Spendern und Helfern. Dank-

bar wurde auch die Kooperation vieler öffentlicher Steilen mit

der Caritas vermerkt. Es ergibt sich von selbst, da6 die Can

tas ihre Erfahnungen unmittelbar aus der Begegnung mit betrof

fenen Menschen schopft, und manche dieser Erfahrungen auch

kritisch einbningen mu6, wobei da oder dort auch die Anderung

einer politischen Entscheidung wünschenswent ware, wenn be

stehende Gesetze unbefniedigende Wirkungen zeigen. So muE die

zum Heifen und Heilen ausgesandte Canitas auch manchmal unbe

quem werden. Alle Anwesenden waren sich den Grenzen des Sozi

alstaates wie der karitativen Möglichkeiten bewul3t. Aber die

Schwerpunkte müssen zugunsten der Armsten gesetzt werden.
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STRAFGESETZNOVELLE
PORNOGRAPHI EGESETZ

Mit Genugtuung hat die Bischofskonferenz die Mitteilung zur

Kenntnis genommen, daB der Ministerrat den Altersschutz bezug

lich Homosexualität ( 209) im Entwurf nicht verändert hat.

Bedauerlich dagegen ist der in der Regierungsvorlage enthalte

ne Vorschlag, das Werbeverbot für Homosexualität und für Un

zucht mit Tieren aufzuheben. Damit wird eine praventiv wirken

de MaBnahme beseitigt, die auch negative Auswirkungen auf die

Rechtssprechung im Zusammenhang mit Pornographie haben kann.

Auch bezüglich der Abschaffung des Ehebruchparagraphen als

Privatanklagedelikt meldet die Bischofskonferenz erneut Beden

ken an, well diese an sich nicht notwendige Gesetzesverände

rung Signaiwirkung besitzt.

Mit Enttäuschung mui3 festgestellt werden, da6 auch der neue

Entwurf zum Pornographiegesetz keinerlei Schutz gemeinschaft

licher Wertvorstellung enthält. Wir halten jedoch fest, daB

em Konsens groi3er Bevolkerungskreise in Osterreich darüber

besteht, daB Pornographie an sich menschenunwurdig und daher

zu verpönen ist.

Es ist unbegreiflich, daB in einer Zeit wachsender Kriminali

tt und Gefahrdung besonders der jungen Menschen einerseits

die AuflOsungstendenzen der Gesellschaft beklagt werden,

andererseits aber der Gesetzgeber selbst Schutzmaf3nahmen in

zunebmendem MaBe aufhebt.


